Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3487 


Antrag 

der Abgeordneten Dorn, Dr. Miessner, Ertl, Dr. Rutschke, 
Forsch, Opitz, Jung, Ollesch, Schmidt (Kempten), 

Schultz (Gau-Bischofsheim) und der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 

zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 


Unrechts für Angehörige 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 15. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2073) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Als Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes gemäß Absatz 1 gelten ferner Vertriebene 
(§§ 1, 6 BVFG), die vor der Vertreibung im 
Dienst eines öffentlich-rechtlidien Dienstherrn 
ihres Herkunftslandes standen, wenn sie im 
Zeitpunkt der Vertreibung weder das 65. Le- 
bensjahr vollendet hatten noch dienstunfähig 
waren oder wenn ihnen aus Reichsmitteln hät- 
ten Unterstützungen gewährt werden können." 

2. § 3 erhält folgende Fassung; 

.§ 3 

Wiedergutmachung wird nur gewährt, wenn 
der Berechtigte (§§ 2, 2 b) seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes genommen hat." 


des öffentlichen Dienstes 


3. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe g werden hinter 
dem Wort „unterbliebene" die Worte „oder 
verzögerte" eingefügt. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe i wird das 
Semikolon durch ein Komma ersetzt. Hinter 
Buchstabe i wird folgender Buchstabe k an- 
gefügt: 

„k) unterbliebene Wahl oder Wiederwahl 
eines Wahlbeamten;". 

c) Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe e erhält folgende 
Fassung: 

„e) unterbliebene Verwendung in einer 
Tätigkeit mit höherer Vergütung, höhe- 
rem Lohn oder mit Anspruch auf Ver- 
sorgung nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen oder auf Ruhelohn;". 

d) In Absatz 1 Nr. 4 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt. Hinter Nummer 4 wird 
folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. bei den in § 1 Abs. 3 bezeichneten Per- 
sonen 

a) nicht erfolgte Anstellung entspre- 
chend der im Herkunftsland inne- 
gehabten Rechtsstellung, 

b) Versagung oder Entziehung einer 
Unterstützung aus Reichsmitteln." 
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e) Absatz 2 Satz 2 Buchstabe a erhält folgende 
Fassung: 

„a) bei Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes in den in § 1 Abs. 2 und 3 erwähn- 
ten Gebieten die Ablehnung der Weiter- 
verwendung/'. 

f) In Absatz 2 Satz 2 Buchstabe c wird der 
Punkt durch ein Komma ersetzt. Hinter Buch- 
stabe c wird folgender Buchstabe d angefügt: 

„d) bei den in § 31 b genannten Personen 
die Nichtberufung in das Beamtenver- 
hältnis, in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit 
oder die Nichtanstellung in das Ange- 
stellten- oder Arbeitsverhältnis." 


4. In § 6 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Vermutung kann nur durch den Nachweis 
widerlegt werden, daß es sich bei den Maß- 
nahmen des Satzes 1 um solche gemäß § 8 
Abs. 2 handelt. Die Vermutung gilt auch, wenn 
die Maßnahme auf Grund anderer entsprechen- 
der Ausnahmevorschriften vorgenommen wor- 
den ist." 


5. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „trotz 
der Mitgliedschaft" gestrichen. 

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Als nominelle Mitgliedschaft im Sinne des 
Satzes 2 gilt auch eine nominelle Mitglied- 
schaft in der NSDAP und in einer oder 
mehrerer ihrer Gliederungen sowie eine 
Mitgliedschaft, in Verbindung mit der ein 
Amt von geringerer Bedeutung in der 
NSDAP oder einer ihrer Gliederungen 
bekleidet wurde." 

6. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Dem Geschädigten ist die Rechtsstellung 
und die Besoldung zu gewähren, die er im 
Verlauf seiner Dienstlaufbahn bis zur Errei- 
chung der Altersgrenze oder des Eintritts 
der Dienstunfähigkeit voraussichtlich erreicht 
hätte, wenn er nicht entlassen oder vor- 
zeitig in den Ruhestand versetzt worden 
wäre und nach dem 8. Mai 1945 seine Dienst- 
laufbahn im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hätte fortsetzen können, wobei bis zum 
31. Dezember 1949 in der SBZ oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
erreichte Ernennungen oder Beförderungen 
zu berücksichtigen sind, soweit sie nicht her- 
gebrachten Grundsätzen des Berufsbeamten- 
tums widersprechen." 


b) In Absatz 2 wird folgender neuer Satz 2 ein- 
gefügt: 

„Bei Nachzeichnung der Dienstlaufbahn 
gemäß Satz 1 wird vermutet, daß der Ge- 
schädigte jeweils nach sechs Jahren, gerech- 
net vom 30. Januar 1927 oder dem späteren 
Zeitpunkt der letzten Ernennung oder Beför- 
derung ab, einmal befördert worden wäre, 
insgesamt höchstens dreimal innerhalb sei- 
ner Laufbahngruppe und innerhalb der 
Ämter der Besoldungsgruppe A; die Berück- 
sichtigung einer geringeren oder einer grö- 
ßeren Anzahl von Beförderungen, wenn 
eine solche mit überwiegender Wahrschein- 
lichkeit nachzuweisen ist, bleibt unberührt." 

c) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 3 
bis 6. 


7. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Bis zur Wiederanstellung (§ 9) erhält 
der Geschädigte als Ruhestandsbeamter das 
Ruhegehalt, das ihm zustehen würde, wenn 
er wiederangestellt und aus dem neuen Amt 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in den 
Ruhestand getreten wäre; vom Ersten des 
Monats an, in dem der Geschädigte den Wie- 
dergutmachungsantrag gestellt hat, erhält er 
als Ruhestandsbeamter die Dienstbezüge, 
die sich ergeben würden, wenn er entspre- 
chend seinem Wiedergutmachungsanspruch 
wiederangestellt worden wäre. Bei Hoch- 
schullehrern treten an die Stelle des Ruhe- 
gehalts die Entpflichtetenbezüge. Unter- 
bleibt die Wiederanstellung, weil der Ge- 
schädigte seit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes dienstunfähig geworden ist oder die 
gesetzliche Altersgrenze erreicht hat, so ist 
vom Beginn des auf den Eintritt der Dienst- 
unfähigkeit oder die Erreichung der Alters- 
grenze folgenden Monats an das Ruhegehalt 
so zu bemessen, wie wenn er entsprechend 
seinem Wiedergutmachungsanspruch wieder- 
angestellt und aus diesem Amt mit dem 
Ende des Monats, in dem die vorerwähnten 
Voraussetzungen eingetreten sind, in den 
Ruhestand getreten wäre. Satz 3 gilt ent- 
sprechend, wenn die Wiederanstellung aus 
anderen beamtenrechtlichen Gründen unter- 
bleibt; hat der Geschädigte diese Gründe zu 
vertreten, so verbleibt es jedoch bei dem 
Ruhegehalt gemäß Satz 1 Halbsatz 1." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 3 treten an die Stelle der 

Worte „Satz 4 und 5" die Worte „Sätze 1 bis 3, 

5 und 6." 

9. § 12 wird gestrichen. 
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10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter den Worten „§ 9 
Abs. 2" die Worte „Sätze 1 bis 3" eingefügt. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

11. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Beamte, deren Beförderung unter- 
blieben oder verzögert worden ist (§ 5), und 
ihre Hinterbliebenen gelten § 9 Abs. 2 Sätze 1 
bis 3, §§ 11 und 13 entsprechend." 

12. In § 21 Abs. 3 wird Satz 3 gestrichen. 

13. § 21 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter Satz 2 folgender 
neuer Satz 3 eingefügt: 

„Vom Ersten des Monats an, in dem der 
Geschädigte den Wiedergutmachungsantrag 
gestellt hat, erhöhen sich die ihm nach 
Satz 1 oder 2 zustehenden Bezüge auf das 
volle Arbeitseinkommen; würde die nach 
Absatz 1 Satz 1 erforderliche Dienstzeit erst 
später erreicht sein, so wird das volle 
Arbeitseinkommen vom Ersten des Monats 
an gewährt, in dem sie erreicht wäre." 

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

c) Absatz 2 wird gestrichen; der bisherige Ab- 
satz 3 wird Absatz 2. 

14. Nach § 21 b wird folgender neuer Titel e ein- 
gefügt: 

„e) Vertriebene im Sinne von §§ 1, 6 BVFG 
§ 21 c 

Auf die Wiedergutmachungsansprüche der 
Vertriebenen im Sinne von §§ 1, 6 BVFG und 
ihrer Hinterbliebenen finden die §§ 9 bis 11a, 
12, 13, 16 bis 21 b entsprechende Anwendung. 
Hierbei wird die nicht erfolgte Anstellung ent- 
sprechend der im Herkunftsland innegehabten 
Rechtsstellung wie eine Entlassung und die Ver- 
sagung oder Entziehung einer Unterstützung 
aus Reichsmitteln wie die Entziehung eines 
Ruhegehalts oder eines Witwen- oder Waisen- 
geldes behandelt." 

15. In § 22 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „so 
trifft die Wiedergutmachungspflicht den Bund" 
durch die Worte „so tritt an die Stelle des 
wiedergutmachungspflichtigen Dienstherrn der 
Bund" ersetzt. 

16. In § 24 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Auf Antrag des Berechtigten ist ein 
neuer Bescheid zu erteilen, wenn ein oberes 
Bundesgericht eine Entscheidung getroffen hat, 
die von der der früheren Entscheidung zu- 
grunde liegenden Rechtsauffassung zugunsten 
des Berechtigten ab weicht." 


17. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter Satz 1 folgender 
neuer Satz 2 eingefügt: 

„§ 176 BEG findet entsprechende Anwen- 
dung." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


18. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 tritt hinter dem Wort „werden" 
an die Stelle des Punktes ein Semikolon; 
folgender zweiter Halbsatz wird angefügt: 
„Klagen auf Gewährung von Wiedergut- 
machung wegen erlittener Schädigungen im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 Buchstabe c 
und Nummer 4 gelten dabei als Klagen aus 
einem Beamten Verhältnis im Sinne des § 127 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes. " 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Die §§ 207, 225 bis 227 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes finden entsprechende 
Anwendung. Geldleistungen sind vom Ersten 
des Monats an, in dem der Antrag auf Wie- 
dergutmachung gestellt worden ist, mit 
4 vom Hundert für das Jahr zu verzinsen." 


19. § 31 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Auf die zu treffende Entscheidung fin- 
den die Bestimmungen des Disziplinarrechts für 
Beamte entsprechende Anwendung." 

20. § 31 a Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Ist einem Geschädigten aus Gründen 
des § 8 Abs, 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 Wiedergut- 
machung nicht gewährt worden, so findet das 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen mit der Maßgabe Anwendung, daß 
seinen Rechten nach diesem Gesetz diejenige 
Rechtsstellung zugrunde zu legen ist, die er bei 
regelmäßigem Verlauf seiner Dienstlaufbahn 
unter entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2, 
der §-§ 11b, 14, 15, 16 bis zum 8. Mai 1945 
erlangt haben würde." 

21. § 31 c Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Sind die in Absatz 1 bezeichneten Per- 
sonen aus dem dort genannten Grunde trotz 
abgeschlossener Ausbildung für eine Beamten- 
laufbahn in einem einer niedrigeren Laufbahn 
zugehörigen Amt verwendet worden, so ist 
diese Verwendung so zu behandeln, wie wenn 
sie in der höheren Dienstlaufbahn erfolgt wäre, 
für die die Beamtin die Befähigung erworben 
hat; dem Eingangsamt sowie dem ersten und 
den folgenden Beförderungsämtern der niedri- 
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geren Laufbahn entsprechen das Eingangsamt 
sowie das erste und die folgenden Beförde- 
rungsämter der höheren Laufbahn. Bei Eintritt 
des Versorgungsfalles gilt die Beamtin als aus 
dem hiernach maßgebenden Amt der höheren 
Laufbahn in den Ruhestand getreten. Die Zeit 
einer nach dem 8. Mai 1945 erfolgten Wieder- 
verwendung in einer niedrigeren Laufbahn wird 
hierbei besoldungs- und versorgungsrechtlich 
wie eine in der höheren Laufbahn zurückgelegte 
Dienstzeit berücksichtigt." 

22. § 31 g wird gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1968 


Dorn 

Dr. Mießner 
Ertl 

Dr. Rutschke 
Forsch 
Opitz 
Jung 
Ollesch 

Schmidt (Kempten) 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 
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